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(Nr. 14308.) Geſetz über die Geheime Staatspolizei. Vom 10. Februar 1936. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Sr. 

(0 Die Geheime Staatspolizei hat die Aufgabe, alle ſtaatsgefährlichen Beſtrebungen im 
geſamten Staatsgebiet zu erforſchen und zu bekämpfen, das Ergebnis der Erhebungen zu ſammeln 
und auszuwerten, die Staatsregierung zu unterrichten und die übrigen Behörden über für ſie 
wichtige Feſtſtellungen auf dem laufenden zu halten und mit Anregungen zu verſehen. Welche 
Geſchäfte im einzelnen auf die Geheime Staatspolizei übergehen, beſtimmt der Chef der Geheimen 
Staatspolizei im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern. 5 


O) Die Zuſtändigkeit der Organe der ordentlichen Rechtspflege bleibt unberührt. 


8 2. 
(1) Chef der Geheimen Staatspolizei ift der Miniſterpräſident. f Ba 
(2) Für ihn führt der von ihm ernannte Stellvertretende Chef der Geheimen Staatspolizei 
die Dienſtgeſchäfte. b u IRB ER Rn 
Sa 
() Oberſte Landesbehörde der Geheimen Staatspolizei iſt das Geheime Staatspolizeiamt. 
Es hat zugleich die Befugniſſe einer Landespolizeibehörde. 


O) Das Geheime Staatspolizeiamt hat feinen Sitz in Berlin. 


N § 4. 5 

Die Aufgaben der Geheimen Staatspolizei werden in der Mittelinſtanz von Staatspolizei⸗ 
ſtellen für die einzelnen Landespolizeibezirke wahrgenommen. Die Aufgaben der Geheimen Staats⸗ 
polizei an der Grenze obliegen beſonderen Grenzkommiſſariaten. Im übrigen werden die Auf, 
gaben der Geheimen Staatspolizei von den Kreis⸗ und Ortspolizeibehörden als Hilfsorganen der 
Staatspolizeiſtellen durchgeführt. 5 
W 5 8 5. g N 

Die Staatspolizeiſtellen ſind gleichzeitig den zuſtändigen Regierungspräſidenten unterſtellt, 
haben den Weiſungen derſelben zu entſprechen und ſie in allen politiſch⸗polizeilichen Angelegenheiten 
zu unterrichten. Die Leiter der Staatspolizeiftellen find zugleich die politiſchen Sachbearbeiter der 
Regierungspräſidenten. 1 g He | 
Geſetſammlung 1936. (14 30814 309.) 5 
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§ 6. 

Die Ernennung und Entlaſſung der Beamten der Geheimen Staatspolizei erfolgt im Rahmen 
der allgemeinen reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über Ernennung und Entlaſſung von Landes⸗ 
beamten durch den Chef der Geheimen Staatspolizei im Einvernehmen mit dem Miniſter 
des Innern. 

RL 

Verfügungen und Angelegenheiten der Geheimen Staatspolizei unterliegen nicht der Nach: 

prüfung durch die Verwaltungsgerichte. 
§ 8. 

Ausführungsvorſchriften zu dieſem Geſetz erläßt der Chef der Geheimen Staatspolizei im 

Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern. 
Tg: 

Das Geje über die Errichtung eines Geheimen Staatspolizeiamts vom 26. April 1933 

(Geſetzſdamml. S. 122), das Geſetz über die Geheime Staatspolizei vom 30. November 1933 


(Geſetzſamml. S. 413) und die §8 1 bis 3 der Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über die 
Geheime Staatspolizei vom 8. März 1934 (Geſetzſamml. S. 143) werden aufgehoben. 


§ 10 
3 . 
Dieſes Gejeg tritt mit dem auf den Tag der Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 10. Februar 1936. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende 
Geſetz, dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 10. Februar 1936. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Rr. 14309.) Verordnung zur Ausführung des Geſetzes über die Geheime Staatspolizei vom 10. Februar 
N 1936 (Geſetzſamml. S. 21). Vom 10. Februar 1936, 


Auf Grund der §§ 1 und 8 des Geſetzes über die Geheime Staatspolizei vom 10. Februar 1936 
(Geſetzſamml. S. 21) wird verordnet: 
| § 1. f 
Die Geheime Staatspolizei kann polizeiliche Ermittelungen in Hoch-, Landesverrats- und 
Sprengſtoffſachen ſowie bei ſonſtigen ſtrafbaren Angriffen auf Partei und Staat führen. 


a 8 2. e 
(1) Das Geheime Staatspolizeiamt kann im Rahmen der Zuſtändigkeit der Geheimen 
Staatspolizei Maßnahmen im ganzen Landesgebiet und Maßnahmen mit Wirkung für das ganze 
Landesgebiet treffen. mn N 
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(2) Das Geheime Staatspolizeiamt nimmt die Zuſtändigkeit der oberſten Landesbehörde in 
den Angelegenheiten des Geſetzes über Schußwaffen und Munition vom 13. Juli 1928 (Reichs- 
geſetzbl. 1 S. 198) wahr. 

(8) Das Geheime Staatspolizeiamt iſt die Zentralſammelſtelle für politiſch-polizeiliche 
Nachrichten. 

(4) Das Geheime Staatspolizeiamt verwaltet die ſtaatlichen Konzentrationslager, 

(5) In Berlin iſt das Geheime Staatspolizeiamt auch für die landes-, kreis- und ortspolizei⸗ 
lichen Aufgaben der Geheimen Staatspolizei zuſtändig. Ob und wieweit dieſe Aufgaben der 
Staatspolizeiſtelle Berlin übertragen werden, beſtimmt der Chef der Geheimen Staatspolizei. 


83 
§ 3. 
Die Staatspolizeiſtellen können im Rahmen der Zuſtändigkeit der Geheimen Staatspolizei 


alle der Geheimen Staatspolizei obliegenden Maßnahmen mit Ausnahme des Verbots periodiſcher 
Druckſchriften in ihrem Amtsbezirke treffen. 
§ 4. 

(1) Soweit es zum Zwecke der Erforſchung und Bekämpfung ſtaatsfeindlicher Beſtrebungen 
erforderlich ift, können die Kreispolizeibehörden und die Ortspolizeibehörden in Städten mit mehr 
als 5000 Einwohnern zur Unterſtützung der Geheimen Staatspolizei die Beſchlagnahme von Druck— 
ſchriften und Beſchränkungen des Vereins- und Verſammlungsrechts anordnen. In dieſem Rahmen 
haben die Kreis- und Ortspolizeibehörden den Weiſungen der zuſtändigen Staatspolizeiſtelle 
Folge zu leiſten. 

(2) Am Sitze einer Staatspolizeiſtelle übt dieſe im Rahmen der Zuſtändigkeit der Geheimen 
Staatspolizei auch die ortspolizeilichen Befugniſſe aus. 


8 5 
§ 5. 
Die Geheime Staatspolizei iſt ein ſelbſtändiger Zweig der inneren Verwaltung. Ihre 
Beamten, Angeſtellten und Lohnempfänger ſind ſolche der inneren Verwaltung. Ihr oberſter 
Dienſtvorgeſetzter iſt der Chef der Geheimen Staatspolizei. 


S 6. 
Der Leiter des Geheimen Staatspolizeiamts vertritt den Stellvertretenden Chef der Geheimen 
Staatspolizei in allen Dienſtgeſchäften. 
8 
Das Geheime Staatspolizeiamt kann im Rahmen der Zuſtändigkeit der Geheimen Staats— 
polizei Erſuchen an die Ober- und Regierungspräſidenten ſowie an alle Polizeibehörden richten. 


Die Ober- und Regierungspräſidenten haben den Weiſungen des Geheimen Staatspolizeiamts in 
Angelegenheiten der Geheimen Staatspolizei Folge zu leiſten. 


§ 8. 
() Die Staatspolizeiſtellen befinden ſich am Sitze der Regierung. Ausnahmen von dieſem 
Grundſatze kann der Chef der Geheimen Staatspolizei im Einvernehmen mit dem Miniſter des 
Innern beſtimmen. 


2) Ein Verzeichnis der Staatspolizeiſtellen iſt in der Anlage beigefügt. 


§ 9. 
(1) Die Leiter der Staatspolizeiſtellen und politiſchen Sachbearbeiter der Regierungspräſidenten 
werden vom Chef der Geheimen Staatspolizei im Einvernehmen mit dem Miniſter des 
Innern beſtimmt. 
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(2) Im Falle der Verhinderung des Leiters der Staatspolizeiſtelle werden die Geſchäfte des 
politiſchen Sachbearbeiters des Regierungspräſidenten von dem zur ſtändigen Vertretung des 
Leiters der Staatspolizeiſtelle beſtimmten Beamten des höheren Dienſtes wahrgenommen, den der 
Chef der Geheimen Staatspolizei im Einvernehmen mit dem Miniſter des Innern beſtimmt. 


§ 10. 


Die Staatspolizeiſtellen können an alle Polizeibehörden ihres Amtsbereichs Erſuchen richten. 
In Landkreiſen iſt das Erſuchen grundſätzlich an den Landrat zu richten; in Eilfällen genügt die 
Unterrichtung des Landrats. Die Berichte der dem Landrate nachgeordneten Behörden an die 
Staatspolizeiſtellen ſind durch den Landrat zu leiten; in Eilfällen genügt die gleichzeitige Unter⸗ 
richtung des Landrats. 


§ 11. 


Die Kreispolizeibehörden haben der zuſtändigen Staatspolizeiſtelle über alle wichtigen 
politiſchen Vorgänge und Beobachtungen unmittelbar zu berichten. 


§ 12. 


Soweit Beamte der Geheimen Staatspolizei im Rahmen der eee der Geheimen 
Staatspolizei die den Behörden und Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienſtes nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Strafprozeßordnung obliegenden Aufgaben übernehmen, handeln ſie als Hufen 
beamte des Oberreichsanwalts oder des örtlich zuſtändigen Oberſtaatsanwalts. 


8 13. 


Der Chef der Geheimen Staatspolizei verfügt über die im Haushalt der inneren Verwaltung 
geſondert für die Geheime Staatspolizei ausgeworfenen Mittel. 


108 14% 


Amtliches Mitteilungsblatt für den Chef und Stellvertretenden ei der Geheimen Staats⸗ 
polizei iſt das Miniſterialblatt des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſteriums des Innern. 


§ 15. 
' Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 10. Februar 1936. N g 
Bern. Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. des Innern. f 
Göring. 171 Frick. 
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Verzeichnis der Staatspolizeiſtellen 


zu § 8 der Verordnung zur Ausführung des Geſetzes über die Geheime Staatspolizei vom 
10. Februar 1936 (Geſetzſamml. S. 22). 


oo nn ms m — ——̃ͤ ͤ ——— —— ñꝗÜũ2;w.(ñ;u!!ĩ„„ 
Lid. Nr. Staatspolizeiſtelle 


Regierungsbezirk Sitz 
. T? . Bl Be EBENE | 


1 Aachen Aachen Aachen 

2 Allenſtein Allenſtein Allenſtein 

3 Berlin Berlin Berlin O 25 

4 Bielefeld Minden und Länder Lippe- | Bielefeld 

Detmold ſowie Schaum- 
burg⸗Lippe 

5 Breslau Breslau Breslau 

6 Dortmund⸗Hörde Arnsberg Dortmund 

1 Düſſeldorf Düſſeldorf Düſſeldorf 

8 Elbing Marienwerder Elbing 

9 Erfurt Erfurt Erfurt 
10 Frankfurt a. M. Wiesbaden Frankfurt a. M. 
11 Frankfurt a. O. Frankfurt a. O. Frankfurt a. O. 
12 Halle a. S. Merſeburg Halle a. S. 
13 Hannover Hannover Hannover 
14 Harburg⸗Wilhelmsburg Lüneburg Harburg-Wilhelmsburg 
15 Hildesheim Hildesheim Hildesheim 
16 Kaſſel Kaſſel Kaſſel 
17 Kiel Schleswig Kiel 
18 Koblenz Koblenz Koblenz 
19 Köln Köln Köln, 
20 Königsberg Pr. Königsberg Pr. Königsberg Pr. 
21 Köslin Köslin Köslin 
22 Liegnitz Liegnitz Liegnitz 
23 Magdeburg Magdeburg Magdeburg 
24 Oppeln Oppeln Oppeln 
25 Osnabrück Osnabrück Osnabrück 
26 Potsdam Potsdam Potsdam 
27 Münſter i. Weſtf. Münſter i. Weſtf. Münſter i. Weſtf. 
28 Saarbrücken Saarland Saarbrücken 
29 Schneidemühl Schneidemühl Schneidemühl 
30 Sigmaringen Sigmaringen Sigmaringen 
31 Stettin Stettin Stettin 
32 Tilſit Gumbinnen Tilſit 
33 Trier Trier Trier 
34 Weſermünde Stade Weſermünde 
35 Wilhelmshaven Aurich Wilhelmshaven 


wer — 
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Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Nechtsverordnungen 
f ($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


Im RMBliV. Nr. 2 vom 8. Januar 1936 iſt eine Bekanntmachung des Miniſters des Innern 
vom 27. Dezember 1935, betreffend die Deutſche Arzneitaxe 1936, veröffentlicht, die mit Wirkung vom 
1. Januar 1936 in Kraft getreten iſt. i 


Berlin, den 3. Februar 1936. 


Reichs⸗ und Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Dezember 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiter⸗ 
partei zum Bau eines Bürohauſes nebſt Garagen, Parkplätzen und Durchfahrten in 
Hannover⸗Königsworth 


durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 2 S. 4, ausgegeben am 11. Januar 1936; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Dezember 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Rheinprovinz 
in Düſſeldorf zur Verbeſſerung der Verkehrsüberſicht der Ortsdurchfahrt in Jversheim 


durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 2 S. 5, ausgegeben am 11. Januar 1936; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Dezember 1935 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Köln zum Bau eines Haupt⸗ 
ſammelkanals der rechtsrheiniſchen Stadtentwäſſerung 


durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 2 S. 5, ausgegeben am 11. Januar 1986; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Januar 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von 
Grundeigentum in den Gemarkungen Lettgenbrunn—Villbach für Reichszwecke 


durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 2 S. 6, ausgegeben am 11. Januar 1936; 


* 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Januar 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Halle'ſche Pfännerſchaft, Abteilung der 
Mansfeld⸗Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb, in Halle (Saale) zum Betrieb 
des Braunkohlenbergwerkes Friedrich-Ernſt bei Senftenberg N.-L. und zur Kohlengewinnung 


durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Nr. 4 S. 9, ausgegeben am 25. Januar 1936. 
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